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Was bedeutet 'sparen'?

Als Beobachter des politischen Geschehens
lernt man, aufmerksam zu werden, wenn Be-
griffe ihre Bedeutung verändern. Meist ver-
birgt sich hinter einer solchen Sinnverschie-
bung etwas Bedeutsames. So war es, um nur
ein Beispiel zu nennen, das Kennzeichen einer
grundlegenden Veränderung des Meinungskli-
mas, als vor rund eineinhalb Jahrzehnten der
Begriff „Neoliberalismus“ in der öffentlichen
Diskussion auftauchte. Bis dahin war er nur
Fachleuten bekannt als Bezeichnung für eine
auch von ihren Gegnern sehr respektierte
volkswirtschaftliche Schule. Nun diente er
plötzlich dazu, Ansichten mit einem negativen
Beiklang zu versehen, die man bis dahin mit
dem für die meisten Menschen positiv klin-
genden Wort „liberal“ bezeichnet hätte. Wenn
sich die Sprache verändert, verändert sich die
Gesellschaft.

Deswegen lohnt es sich auch, der Sinnver-
schiebung nachzugehen, die der Begriff „Spa-
ren“ in den letzten Jahrzehnten durchgemacht
zu haben scheint. „Sparen“, sagte einmal der
frühere Stuttgarter Oberbürgermeister Man-
fred Rommel, „heißt Geld, das man hat, nicht
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auszugeben.“ Und er fuhr fort: „Bei uns aber
geht es darum, Geld, das wir nicht haben,
nicht auszugeben, und das nennt man Realis-
mus.“

Nach dieser klaren und einfachen Definition
wird in fast keinem Land Europas gespart. Im
Gegenteil: Jahr für Jahr geben die Staaten Mil-
liarden Euro mehr aus, als sie einnehmen. Und
doch vergeht kaum ein Tag, an dem nicht je-
mand in der Öffentlichkeit ein „Ende des
Sparkurses“ fordert. Was also bedeutet „spa-
ren“ für die Bevölkerung? Wie beurteilt sie
insgesamt die finanzielle Lage des Staates?
Werden an den Umgang mit öffentlichen Kas-
sen vielleicht andere Maßstäbe angelegt als an
den privaten Umgang mit Geld? Dies sind die
Fragen, denen das Institut für Demoskopie Al-
lensbach in der jüngsten Repräsentativumfra-
ge im Auftrag dieser Zeitung nachgegangen
ist. Die Ergebnisse zeigen, dass der Blick der
Deutschen auf die Staatsfinanzen nüchterner
ist, als man angesichts der öffentlichen Dis-
kussion vielleicht annehmen könnte.

Es spricht einiges dafür, dass die Euro-Krise
das Bewusstsein der Deutschen für die Risi-
ken der Staatsverschuldung im eigenen Land
geschärft hat. Dies zeigen beispielsweise die
Antworten auf die Frage „Wie bewerten Sie
die finanzielle Lage des Staates, also die Ein-
nahmen und die Schulden: Ist die finanzielle
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Lage Ihrer Meinung nach zurzeit sehr gut, gut,
nicht so gut, gar nicht gut?“ Im Januar 2008
sagten 51 Prozent der Befragten, ihrer Ansicht
nach sei die finanzielle Lage des Staates
„nicht so gut“ oder „gar nicht gut“, nicht viel
weniger, 42 Prozent, meinten, sie sei „sehr
gut“ oder „gut“. Heute halten dagegen drei
Viertel der Deutschen die Lage für „nicht so
gut“ oder „gar nicht gut“, nur noch 19 Prozent
äußern sich positiv. Noch deutlicher wird das
Ergebnis, wenn man der Frage die Information
voranstellt, dass Deutschland zurzeit rund 2
Billionen Euro Schulden hat. Unter dem Ein-
druck dieser Zahl entscheiden sich 81 Prozent
für eine negative, nur 16 Prozent für eine posi-
tive Bewertung der Situation.

Die Deutschen betrachten die Staatsschulden
heute mit einem deutlich größeren Misstrauen
als in früheren Jahrzehnten. Im Januar 1979
stellte das Institut für Demoskopie Allensbach
zum ersten Mal eine Frage, mit der die Grund-
haltung der Bevölkerung zu diesem Thema er-
fasst werden sollte. Das Thema Staatsschulden
war in den vorangegangenen Jahren zum er-
sten Mal in den Mittelpunkt des öffentlichen
Interesses gerückt. Bei der Frage handelte es
sich um eine Dialogfrage: Die Interviewer
überreichten ein Bildblatt, auf dem zwei Per-
sonen im Schattenriss dargestellt waren. Jeder
Figur war, wie bei einem Comic, eine Sprech-
blase zugeordnet. Die eine Person sagte: „Ich
finde es unverantwortlich, wenn der Staat wei-
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ter so hohe Schulden macht, denn unsere Kin-
der müssen das eines Tages unter Opfern wie-
der in Ordnung  bringen.“ Die Gegenposition
lautete: „Ich finde es nicht so schlimm, wenn
der Staat Schulden hat. Ein gewisses Maß an
Schulden hat jeder Staat; wir haben bisher mit
diesen Schulden ganz gut gelebt und werden
das auch in Zukunft können.“ 49 Prozent der
Befragten stimmten damals der ersten, 37 Pro-
zent der zweiten Position zu. Heute dagegen
antworten auf dieselbe Frage 70 Prozent, sie
fänden es unverantwortlich, weiter Schulden
zu machen wie bisher. Nur noch 21 Prozent
widersprechen.

In Teilen der Politik scheint der Eindruck vor-
zuherrschen, es sei populär, den Wohlstand
des Landes durch zusätzliche Staatsausgaben
zu sichern. Doch es kann sein, dass man die
Bürger damit unterschätzt. In einer weiteren
Dialogfrage wurden zwei mögliche Verhal-
tensweisen des Staates in der Wirtschaftskrise
gegeneinander gestellt. Der Aussage „Ich fän-
de es richtig, wenn der Staat jetzt zusätzlich
Geld ausgeben würde, um die Wirtschaft an-
zukurbeln. Dafür muss man auch höhere
Schulden in Kauf nehmen“ stimmen lediglich
21 Prozent der Deutschen zu. 61 Prozent ent-
scheiden sich dagegen für die Gegenposition:
„Deutschland hat bereits sehr hohe Schulden
und kann sich nicht noch höhere Schulden lei-
sten. Daher fände ich es nicht richtig, wenn
der Staat jetzt Geld zur Ankurbelung der Wirt-
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schaft ausgibt.“ Bemerkenswert ist, dass sich
an dem Ergebnis der Frage fast nichts ändert,
wenn man das erste Argument zusätzlich mit
dem Satz einleitet „Ich fände es richtig, wenn
der Staat jetzt Wachstumsimpulse setzen wür-
de.“ Oft reagieren die Befragten stark auf sol-
che durch die Berichterstattung geprägte scha-
blonenhafte Formulierungen. Doch in diesem
Fall erhöht sich die Zustimmung zu staatli-
chen Wachstumsprogrammen nur von 21 auf
23 Prozent – der Unterschied liegt innerhalb
der bei Umfragen unvermeidlichen Zufalls-
schwankungen. Das modische Schlagwort
„Wachstumsimpulse“ beeindruckt die Bevöl-
kerung nicht.

Allerdings schwindet das bei allgemeinen Fra-
gen bekundete Verständnis für finanzielle Ein-
schnitte rasch, sobald man den Befragten kon-
krete Sparvorschläge vorlegt. Dies zeigen die
Antworten auf die Frage „Man hört ja häufig,
dass der Staat nicht genügend Geld zur Verfü-
gung hat bzw. dass er sparen muss. Welche
Maßnahmen halten Sie für sinnvoll, um die fi-
nanzielle Lage des Staates zu verbessern?“ Zu
dieser Frage wurde eine Liste mit 16 Vor-
schlägen zur Auswahl vorgelegt. Lediglich
vier Maßnahmen fanden die Zustimmung ei-
ner deutlichen Mehrheit der Befragten: Je-
weils rund drei Viertel meinten, es sei sinn-
voll, überschuldeten Euro-Ländern weniger
Unterstützung zu gewähren, Steuersünder
konsequenter zu verfolgen, Politikergehälter
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zu kürzen und höhere Steuern für Wohlhaben-
de festzusetzen – alles Maßnahmen, von de-
nen die meisten vermutlich glauben, sie wären
davon nicht betroffen. An fünfter Stelle, ge-
nannt von 41 Prozent, folgte die Forderung
nach niedrigeren Verteidigungsausgaben. Ech-
te Strukturreformen des Staatswesens, die den
Haushalt tatsächlich nennenswert und dauer-
haft entlasten könnten, fanden dagegen nur ge-
ringe Zustimmung: 34 Prozent der Befragten
hielten einen Stellenabbau im öffentlichen
Dienst für sinnvoll, die Kürzung von Sozial-
leistungen fanden nur 11 Prozent akzeptabel. 

Der letzte Punkt rührt anscheinend an ein ge-
sellschaftliches Tabu. Auf die direkte Frage
„Glauben Sie, dass es möglich ist, die Staats-
verschuldung in Deutschland zu senken, ohne
die Sozialausgaben deutlich zu kürzen?“ ant-
worteten immerhin 31 Prozent, sie glaubten,
das sei nicht möglich. Doch nur jeder Dritte
dieser Befragten sprach sich dafür aus, die So-
zialleistungen auch tatsächlich zu kürzen. Eine
relative Mehrheit von 43 Prozent dieser Grup-
pe sagte dagegen: „Da darf man nicht sparen“
und gab damit indirekt zu Protokoll, dass sie
dann doch lieber hohe Staatsschulden in Kauf
nehmen möchte.

Die Antworten auf die Frage, welche Spar-
maßnahmen sinnvoll seien, werfen ein Licht
auf die Art und Weise, wie in der Öffentlich-
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keit über dieses Thema diskutiert wird. Bei
der Hälfte der zur Auswahl gestellten Maß-
nahmen handelte es sich nämlich nicht um
Sparvorschläge, sondern um Ideen, wie der
Staat mehr Geld einnehmen kann, und diese
Punkte fanden im Durchschnitt kaum weniger
Zustimmung als die Kürzungsvorschläge. Hier
zeichnet sich ein bemerkenswertes Begriffs-
verständnis ab: Der Unterschied zwischen
Sparen und Einnehmen verschwimmt, offen-
bar ohne dass es den Bürgern aufzufallen
scheint. Ein Privatmann käme wohl kaum auf
den Gedanken, dass er spart, indem er seinen
Arbeitgeber um eine Gehaltserhöhung bittet.
Das gleiche Verhalten in der Politik wird aber
anscheinend durchaus als „sparen“ akzeptiert.
Mit Rommels Definition hat dieses Begriffs-
verständnis nicht mehr viel zu tun.

Anscheinend driften die Vorstellungen von
den Regeln im Umgang mit Geld im privaten
und öffentlichen Bereich auseinander. In einer
Frage hieß es: „Stellen Sie sich einmal vor, ein
Staat hat hohe Schulden, aber gleichzeitig
hohe Ausgaben, z. B. um ärmere Menschen zu
unterstützen oder Straßen zu bauen. Nun steht
er vor der folgenden Wahl: Entweder der Staat
baut die Schulden ab, dafür würde der Lebens-
standard in diesem Land eine Zeitlang sinken,
oder der Staat versucht, den Lebensstandard
zu halten, und nimmt dafür neue Schulden auf.
Was sollte der Staat Ihrer Meinung nach tun?“
Die Befragten zeigten sich bei dieser Frage
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verunsichert. Eine relative Mehrheit von 40
Prozent meinte, der Staat solle die Schulden
abbauen und den für eine Zeit sinkenden Le-
bensstandard in Kauf nehmen, 20 Prozent
sprachen sich für neue Schulden aus, 40 Pro-
zent blieben unentschieden.

Ganz anders sehen die Reaktionen aus, wenn
man den Befragten eine Einzelperson vor Au-
gen stellt: „Stellen Sie sich einmal vor, je-
mand hat hohe Schulden, aber gleichzeitig
hohe Ausgaben, z. B. für seine Miete und sei-
nen Lebensunterhalt ...“ Hier sagten 91 Pro-
zent der Befragten, der Schuldner müsse seine
Schulden zurückzahlen und sinkenden Wohl-
stand in Kauf nehmen. Nur 2 Prozent fanden
es akzeptabel, dass er neue Schulden auf-
nimmt, um seinen Lebensstandard zu halten.

Auch die tatsächlichen Staatsschulden
Deutschlands werden als weniger bedrohlich
wahrgenommen als vergleichbare Schulden
einer Privatperson. Einem Teil der Befragten
wurden einige Zahlen präsentiert, ohne darauf
hinzuweisen, dass es sich um die – grob ge-
rundeten – tatsächlichen Daten des Bundes-
haushaltes 2012 handelte. „Ein Staat“, hieß es
in dem Fragetext, „nimmt 280 Milliarden Euro
im Jahr ein. Gleichzeitig gibt er aber 310 Mil-
liarden aus und muss so jedes Jahr 30 Milliar-
den Schulden aufnehmen, um den Lebensstan-
dard im Land zu halten.“ 29 Prozent der Be-
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fragten sagten, sie fänden eine solche Ver-
schuldung „gerade noch vertretbar“ oder gar
„völlig in Ordnung,“ 57 Prozent meinten, eine
solche Haushaltsplanung sei nicht zu verant-
worten.

Einem anderen Teil der Befragten wurden die
gleichen Zahlenverhältnisse präsentiert, aber
dieses Mal als das Budget einer Privatperson.
Hier hieß es: „Jemand verdient 28.000 Euro
im Jahr. Gleichzeitig gibt er aber 31.000 Euro
aus und muss somit jedes Jahr 3.000 Euro
Schulden aufnehmen, um seinen Lebensstan-
dard zu halten.“ Dieses Verhalten fanden nur
19 Prozent der Befragten akzeptabel, 76 Pro-
zent meinten, es sei nicht zu verantworten.

Man bekommt den Eindruck, dass manche
Bürger – wie wohl auch manche politische
Akteure – glauben, die finanziellen Regeln,
die sie in ihrem privaten Umfeld mehrheitlich
gut überblicken, hätten keine Gültigkeit mehr,
wenn der Staat im Spiel ist und die Summen
nur groß genug werden. Es wäre der Klarheit
der politischen Debatte vermutlich gedient,
wenn gelegentlich einmal darauf hingewiesen
würde, dass diese Annahme falsch ist.
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 A n h a n g t a b e l l e n 



 

Tabelle A 1
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Die deutsche Staatsverschuldung von 
2 Billionen Euro wird von den weitaus meisten
als problematisch angesehen

FRAGE: "Deutschland hat derzeit eine Staatsverschuldung von ungefähr 2
Billionen Euro. Wie bewerten Sie die finanzielle Lage des Staates: 
ist die finanzielle Lage Ihrer Meinung nach zurzeit ..."

Bevölkerung
insgesamt

%

"Sehr gut" / "Gut" ..........................................................................16

"Nicht so gut" / "Gar nicht gut" ......................................................81

Unentschieden, keine Angabe........................................................3

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10093, Juli 2012



 

Tabelle A 2
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Die Mehrheit hält eine Reduzierung der
Staatsverschuldung ohne deutliche Kürzung
von Sozialausgaben für möglich

FRAGE: "Glauben Sie, dass es möglich ist, die Staatsverschuldung in 
Deutschland zu senken, ohne die Sozialausgaben deutlich zu kürzen, 
oder ist das nicht möglich?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Ist möglich .....................................................................................51

Ist nicht möglich ............................................................................31

Unentschieden, keine Angabe ......................................................18

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10093, Juli 2012



 

Tabelle A 3
Befragte, die der Meinung sind

Staatsverschuldung senken ohne
Kürzen der Sozialleistungen ist

nicht möglich

Mehrheit gegen eine deutliche Kürzung bei
den Sozialausgaben

FRAGE an Personen, die meinen, eine Senkung der Staatsverschuldung ohne 
deutliche Kürzung der Sozialausgaben ist nicht möglich:

"Sollte der Staat die Sozialausgaben deutlich kürzen, um die Staats-
verschuldung zu senken, oder darf man da nicht sparen?"

Befragte, die der Meinung sind
Staatsverschuldung senken 

ohne Kürzen der Sozialleistun-
gen ist nicht möglich

%

Sollte deutlich kürzen....................................................................34

Darf nicht sparen...........................................................................43

Unentschieden, keine Angabe ......................................................23

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10093, Juli 2012



 

Tabelle A 4
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Unterschiedliche Finanzierung beim Staat und
im Privaten

FRAGE: "Stellen Sie sich einmal vor, ein Staat hat hohe Schulden, aber gleich-
zeitig hohe Ausgaben, z.B. um ärmere Menschen zu unterstützen oder
Straßen zu bauen. Nun steht er vor der folgenden Wahl: entweder 
der Staat baut die Schulden ab, aber dafür würde der Lebensstandard 
in diesem Land für eine Zeitlang sinken. Oder der Staat versucht, den 
Lebensstandard zu halten, und nimmt dafür neue Schulden auf. Was 
sollte der Staat Ihrer Meinung nach tun?"

Bevölkerung
insgesamt

%
Schulden abbauen, Lebensstandard sinkt ....................................40
Lebensstandard halten, neue Schulden aufnehmen.....................20
Unentschieden, keine Angabe.......................................................40

100

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------

FRAGE: "Stellen Sie sich einmal vor, jemand hat hohe Schulden, aber gleich-
zeitig hohe Ausgaben, z.B. für die Miete und seinen Lebensunterhalt. 
Nun steht er vor folgender Wahl: entweder er zahlt die Schulden 
zurück, aber dafür würde sein Lebensstandard eine Zeitlang sinken, 
oder er versucht, den Lebensstandard zu halten, und nimmt dafür 
neue Schulden auf. Was sollte diese Person Ihrer Meinung nach 
tun?"

Bevölkerung
insgesamt

%
Schulden abbauen, Lebensstandard sinkt .......................................91
Lebensstandard halten, neue Schulden aufnehmen..........................2
Unentschieden, keine Angabe...........................................................7

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10093, Juli 2012



Tabelle B 1
Gesamtdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

  Zweitstimmen Gesamtdeutschland
  -----------------------------------------------------
CDU/CSU FDP SPD Bündnis 90/ DIE Piraten- Sonstige

Grüne LINKE partei
% % % % % % %

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
27.9.2009 ................33,8 ...14,6 .23,0...10,7 .....11,9 ....- ......6,0

2009: Jahresdurchschnitt.36,0 ...13,5 .24,0...11,5 .....10,5 ....- ......4,5

2010: 1.Halbjahr.........34,5 ....9,5 .26,5...13,5 .....10,5 ....- ......5,5
2.Halbjahr.........32,0 ....6,0 .29,5...18,0 ......9,0 ....- ......5,5

Jahresdurchschnitt.33,0 ....8,0 .28,0...16,0 ......9,5 ....- ......5,5

2011: 7.-21.Januar.......34,5 ....5,5 .27,5...18,0 ......8,5 ....- ......6,0
4.-17.Februar......36,0 ....6,5 .28,5...16,5 ......7,5 ....- ......5,0
26.Feb.-13.März....36,5 ....6,5 .29,0...15,0 ......8,0 ....- ......5,0
1.-16.April........32,0 ....5,0 .28,0...23,0 ......7,0 ....- ......5,0
2.-14.Mai..........33,0 ....5,5 .27,0...22,0 ......6,5 ....- ......6,0
9.-22.Mai..........34,0 ....4,5 .27,5...21,0 ......7,0 ....- ......6,0
23.Mai-6.Juni......32,0 ....5,0 .29,0...20,0 ......7,5 ....- ......6,5
3.-18.Juni.........34,5 ....4,5 .27,5...21,0 ......7,0 ....- ......5,5
2.-15.Juli.........34,0 ....5,5 .27,0...20,0 ......7,5 ....- ......6,0
30.Juli-13.Aug.....33,0 ....4,5 .29,0...20,0 ......7,5 ....- ......6,0
12.-27.August......32,0 ....5,0 .29,5...20,0 ......7,5 ....- ......6,0
2.-16.September....33,5 ....5,0 .28,5...19,0 ......8,0 ....- ......6,0
16.-30.September...32,0 ....4,5 .30,0...19,0 ......7,5 ....- ......7,0
4.-16.Oktober......31,0 ....4,5 .30,5...17,5 ......7,5 ....5,5 ....3,5
28.Okt.-11.Nov.....32,0 ....4,5 .30,0...17,0 ......8,0 ....4,5 ....4,0
21.Nov.-4.Dez......34,0 ....4,0 .30,0...16,0 ......7,0 ....5,0 ....4,0
3.-15.Dezember.....35,0 ....4,5 .29,0...15,0 ......7,5 ....4,5 ....4,5

Jahresdurchschnitt.33,5 ....5,0 .28,5...19,0 ......7,5 ....- ......6,5

2012: 7.-21.Januar.......35,0 ....4,0 .29,0...16,5 ......7,0 ....4,0 ....4,5
4.-16.Februar......36,0 ....4,5 .28,0...15,5 ......7,5 ....5,0 ....3,5
3.-15.März.........35,0 ....3,5 .30,0...16,0 ......7,0 ....5,0 ....3,5
1.-13.April........34,5 ....3,5 .28,0...14,0 ......7,0 ...10,0 ....3,0
21.April-8.Mai.....34,5 ....4,5 .28,5...15,0 ......6,0 ....8,0 ....3,5
5.-19.Mai..........35,5 ....4,5 .30,0...14,0 ......5,5 ....7,0 ....3,5
4.-15.Juni.........34,0 ....5,5 .28,0...15,5 ......5,0 ....7,5 ....4,5

1.-12.Juli.........36,0 ....6,0 .27,0...14,0 ......6,0 ....6,5 ....4,5

___________________
           
QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie Allensbach
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© IfD-Allensbach

Wo kann der Staat sparen?

%

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10093
Basis: Bundesrepublik Deutschland, Bevölkerung ab 16 Jahre

Weniger Unterstützung für 
überschuldete Euro-Länder

Konsequentere Verfolgung 
von Steuerhinterziehern

Kürzung der Politikergehälter

Höhere Steuern für
Wohlhabende

Niedrigere Ausgaben für Ver-
teidigung, für die Bundeswehr

Erhöhung der Tabaksteuer

Stellenabbau im öffentlichen 
Dienst, in der Verwaltung

Einführung einer Autobahn-
maut für PKW

Kürzung der Ausgaben 
für Entwicklungshilfe

Weniger Ausgaben für Kunst und 
Kultur, z. B. für Museen, Theater

Kürzung von Sozialleistungen

Einführung bzw. Erhöhung 
von Studiengebühren

Erhöhung der Ökosteuer

Erhöhung der Mehrwertsteuer

Kürzungen im Bildungsbereich

Preise für den öffentlichen 
Nahverkehr erhöhen

76

76

73

72

41

39

34

23

21

14

11

8

3

2

1

1

%

Frage: "Man hört ja häufig, dass der Staat nicht genügend Geld zur 
Verfügung hat bzw. dass er sparen muss. Welche Maßnahmen 
halten Sie für sinnvoll, um die finanzielle Lage des Staates zu 
verbessern?“
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Veröffentlichung in der 

Frankfurter Allgemeinen Zeitung Nr. 165

vom 18. Juli 2012, S. 8, unter dem Titel:

"Was bedeutet 'sparen'? Der Blick der Deutschen 

auf die Staatsfinanzen ist nüchterner, als man 

annehmen könnte. Staatsschulden werden als 

weniger bedrohlich wahrgenommen als private."






